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Unangemessene Benachteiligung
Formularmäßige Kündigungsfrist von 36 Monaten übersichert die Rechtsposition des Arbeitgebers

Jürgen Evers

Das LAG Sachsen1 hatte zu entscheiden, ob 
eine dreijährige Kündigungsfrist, die auf 

Grund einer arbeitgeberseitig vorformulier-
ten Zusatzvereinbarung zum Arbeitsvertrag 
verabredet war, wirksam ist. Der Arbeitneh-
mer hatte mit gesetzlicher Frist gekündigt. 
Mit der Klage begehrte der Arbeitgeber die 
Feststellung, dass das Arbeitsverhältnis bis 
zum Ablauf der vereinbarten Kündigungs-
frist fortbesteht. Auf die Berufung hat das 
LAG das erstinstanzliche Urteil aufgehoben 
und die Klage abgewiesen. 

Die Begründung stützt sich im Wesent-
lichen auf die folgenden Erwägungen. Ei-
ner formularmäßig vereinbarten Abrede, 
nach der sich die Kündigungsfrist für beide 
Seiten auf drei Jahre zum Monatsende ver-
längere, sei gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1 BGB 
unwirksam. Die Feststellung einer unange-
messenen Benachteiligung setze eine wech-
selseitige Berücksichtigung und Bewertung 
rechtlich anzuerkennender Interessen der 
Vertragspartner voraus. Zur Beurteilung der 
Unangemessenheit sei ein genereller, typi-
sierender, vom Einzelfall losgelöster Maß-
stab anzulegen. Im Rahmen der Inhalts-
kontrolle seien dabei Art und Gegenstand, 
besonderer Zweck und besondere Eigenart 
des jeweiligen Geschäftes zu berücksichti-
gen. Die vorzunehmende Prüfung ergebe 
dabei, dass der Klauselinhalt generell un-
ter Berücksichtigung der typischen Interes-
sen der beteiligten Verkehrskreise zu  einer 
unangemessenen Benachteiligung des Ver-
tragspartners führe. 

So suche kein Arbeitgeber einen Mitar-
beiter mit „gewöhnlichen“ Arbeitsaufgaben 
für eine Einstellung in drei Jahren. Soweit 
eine Einstellung nicht „ab sofort“ beabsich-
tigt ist, lägen die Einstellungstermine regel-
mäßig nur geringfügig in der Zukunft. Eine 
sinnvolle Nutzung einer über ein Jahr hin-
ausgehenden Kündigungsfrist für Bewerbun-
gen auf einen „gewöhnlichen“ Arbeitsplatz 
scheide damit praktisch aus. Dies könne an-
ders sein, wenn es um herausgehobene Posi-
tionen in Wissenschaft und Wirtschaft gehe, 
die z.B. bei altersbedingten Abgängen vor-
ausschauend neu mit entsprechend qualifi-
ziertem und renommiertem Fachpersonal 
besetzt werden sollten.

Eine dreijährige Kündigungsfrist führe 
dazu, dass der Arbeitnehmer einen nahtlo-
sen Übergang in ein neues, möglicherweise 

besser dotiertes Arbeitsverhältnis nicht pla-
nen könne. Da er im Zeitpunkt der Kündi-
gung regelmäßig kein neues Arbeitsverhält-
nis für die Zeit nach Ablauf der Kündigungs-
frist in Aussicht habe, trage er das Risiko, 
bei Ausscheiden aus dem alten Arbeitsver-
hältnis mit leeren Händen dazustehen und 
zusätzlich noch eine zwölf-wöchige Sperr-
zeit beim Arbeitslosengeld und Minderung 
der Anspruchsdauer wegen Arbeitsaufgabe 
zu erhalten. Selbst wenn eine hohe Wahr-
scheinlichkeit für die Erlangung einer neuen 
Stelle in drei Jahren bestehe, sei über einen 
derart langen Zeitraum nicht vorhersehbar, 
ob sich die wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen bis zum Ablauf der Kündigungsfrist 
nicht entscheidend zum Nachteil des Arbeit-
nehmers änderten. 

Keine Förderung mehr nach Kündigung
Ein verständiger Arbeitgeber habe nach Er-
halt der Arbeitnehmerkündigung kein Inte-
resse mehr daran, den Arbeitnehmer noch 
fortzubilden oder ihm eine Vergütungserhö-
hung zu gewähren. Dies führe dazu, dass der 
Arbeitnehmer in Fällen fehlender Tarifbin-
dung für drei Jahre von der allgemeinen Ein-
kommensentwicklung abgekoppelt sei. Bei 
der gebotenen generellen  Betrachtungsweise 
seien auch höhere Inflationsraten ins Kalkül 
zu ziehen, die zu einer deutlich spürbaren Re-
duzierung des Lebensstandards führen kön-
nen, ohne dass der gebundene Arbeitnehmer 
durch einen kurzfristigen Arbeitgeberwech-
sel darauf reagieren könne. 

Dem Arbeitnehmer dürfe ein Wechsel des 
Arbeitsplatzes nicht unzumutbar erschwert 
werden. Davon aber sei im Falle einer drei-
jährigen Kündigungsfrist auszugehen. Stehe 
eine Konkurrenzsituation im Raum, habe 
der Arbeitgeber zwar ein besonderes Inter-
esse daran, besonders gute Mitarbeiter mit 
längerer Kündigungsfrist zu binden. Eine 
längere Kündigungsfrist ermögliche es dem 
Arbeitgeber, einen reibungslosen Übergang 
durch eine im Rahmen der Kündigungsfrist 
mögliche Einarbeitung zu erreichen. Diese 
an sich schützenswerten Rechtspositionen 
des Arbeitgebers würden jedoch durch eine 
dreijährige Kündigungsfrist übersichert. 
Dies gelte jedenfalls, wenn nicht ersicht-
lich sei, dass qualifizierte Kräfte für einen 
vergleichbaren Betrieb nicht in weniger als 
drei Jahren auf dem Arbeitsmarkt zu erlan-

gen und einzuarbeiten seien. Dies gelte erst 
recht, wenn der Arbeitgeber nicht in einem 
derart speziellen Marktsegment tätig sei, 
als dass es hierfür auf dem Markt nur we-
nig Personal gäbe, welches auch noch lang-
fristig eingearbeitet werden müsste und auch 
weder vorgetragen noch ersichtlich sei, dass 
der Arbeitnehmer über für den Betrieb er-
forderliche Spezialkenntnisse verfüge oder 
dass eine besondere Bindung der Kunden 
bestehe und der Arbeitgeber auch nicht in 
einem Bereich mit langfristigen Vertrags-
beziehungen arbeite. Auch soweit der Ar-
beitgeber ein Interesse daran habe, im Falle 
 eines Wechsels seiner Mitarbeiter Geschäfts-
geheimnisse zu wahren, sei eine verlängerte 
Kündigungsfrist kein geeignetes Mittel, den 
Abfluss von aktuellen Geschäftsgeheimnis-
sen mit dem Mitarbeiter zu einem Konkur-
renzunternehmen zu verhindern. Ohne nach-
vertragliches Wettbewerbsverbot könne ein 
Mitarbeiter mit seinem aktuellen Wissen so-
wohl bei einer gesetzlichen als auch bei ei-
ner dreijährigen Kündigungsfrist unmittel-
bar zu einem Konkurrenten wechseln.   
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